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Zum norddeutſchen Bunde 
ſchreibt die miniſterielle „Prov.⸗Correſp. 
Die Konferenzen der Bevollmächtigten der 
Norddeutſchen. Staaten laſſen mehr und 
mehr ein ‚altfeitig erfreuliches Ergebniß 
in Ausſicht nehmen. 
Die Bevollmächtigten 
beſtimmter erkannt, daß die 
Regierung den 


“u 
* 


haben immer 
preußiſche 


hufs Si e 
A, 
forder 


daß über dieſe Gebiete ge⸗ 


meinſamen Schaffens hinaus der Nord⸗ 
deutſche Bund den einzelnen Staaten vor 
Allem eine Anlehnung zur freien und 


e 


Entwickelung ihrer eigenen 


wirkſamen ö 
Alle Betheiligten 


Kräfte darbieten ſoll. 


haben ſich denn auch immer klarer über ⸗ 


zei wie die zunächſt zu bringenden 
e en reichen Erſatz nicht 


blos an höherem nationalen Gemeingut, 
ſondern auch an innerem Aufſchwung j 


bringen werden. 


(Ss: 
trübter Au e jäcpfijche Bevölte 
rung mit der preußiſchen verbindet, und 
daß das beiderſeitige politiſche Streben 
vornehmlich dahin gerichtet ſein muß, die 
Keime gemeinſamer Wohlfahrt und Kraft 
in aufrichtigem Zuſammengehen zu pflegen. 

Ebenſo haben die Regierungen der 
kleineren Staaten faſt durchweg ein volles 
Verſtändniß und den redlichſten Willen 
für die Förderung des großen nationalen 
Werkes an den Tag gelegt. Allerdings 
hat der große Abſtand der geringen Lei⸗ 
ſtungen, welche die Bevölkerungen der 
kleinen Staaten bisher für die nationale 
Vertheidigung zu gewähren hatten, von 
denjenigen Anforderungen, welche im Nord- 
deutſchen Bunde bei gleichmäßiger und ge⸗ 
rechter Vertheilung der nationalen Pflich⸗ 
ten an ſie zu ſtellen ſind, den betreffenden 
Regierungen fürs Erſte manche ſchwere 
und peinliche Erwägung in Betreff der 
Aufbringung der neuen Laſten auferlegt. 
Aber die preußiſche Regierung wird auch 
in dieſer Beziehung jede mögliche Rückſicht⸗ 
nahme auf den bisherigen Entwickelungs⸗ 
gang und auf die thatſächlichen Verhält- 
niſſe in den kleineren Staaten obwalten 
laſſen und namentlich die Hand dazu bie⸗ 
ten, daß die kleineren Staaten den Ueber⸗ 
gang zur vollen Erfüllung ihrer neuen 
Pflichten ſich durch eiue baldige wirthſchaft. 
ſiche Umgeftaltung und Vereinfachung ihrer 
inneren Einrichtungen erleichtern. 

Die Konferenzen werden, nachdem 
durch vertrauliche Verhandlungen über 
wichtige Einzelpunfte der Boden günſtig 

bereitet iſt, in den nächſten Tagen unter 

perſönlicher Leitung des Miniſter⸗Präſiden⸗ 
ten Grafen Bismarck vermuthlich raſchen 
Fortgang gewinnen und bei der vorhander 
nen weſentlichen Uebereinſtimmung über 
alle Hauptgrundlagen wohl bald zu einem 
glücklichen Ziele führen. 


Amtliche Nachrichten. 

Se. Majeſtät der König haben Allergnä⸗ 
digſt De Dem Geheimen Medizinal ⸗ 
und vortragenden Rath im Miniſterium der 
geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗An⸗ 
gelegenheiten, Profeſſor Dr. Frerichs, den 

Charalter als Geheimer Ober-Medizinal- 
Rath beizulegen. 


Einzelſtaaten keine ande⸗ 
ren Opfer zumuthet, als diejenigen, welche 
die ee ade Kräfte Be⸗ 

N tigen nationa⸗ 


wirthſchaftlichen 
uuabweislich er⸗ 


Haus der Abgeor dneten. 
Mittwoch, 16. Jauuar. 
(Schluß. 

Gehe ich auf unſere Verhältniſſe über, fo 
iſt die Sache ſo, daß, wenn hier der Silber⸗ 
groſcheuſaz eingeführt werden ſollte, wir jo 
Kroßartige Ausfälle nicht haben würden, weil 
wir ſchon die nöthigen Einrichtungen getrof- 
feu haben, mit Hülfe deren auch größere 
Sendungen gleich überwältigt werden könn⸗ 
ten. Es iſt in dem Berichte der Kommiffion 


verſchiedenen Kombinationen beſchäftigt habe, 
und daß wir 
Silbergroſchen⸗Porto mit dem Zuſchlage auf 
unfrankirte Briefe im erſten Jahre entſteht, 


nüſſen; der Ausfall wird 
eg , wenn der 
lich vorher in Berechnung gezogen, daß 
rmäßigung ſofort eine Vermehrung der 


Norre > | 
das zweite und dritte Jahr kann ader eine 


ſchlagt werden. Mit einem Jahre iſt d 
Ausfall nicht überwunden. Auf. RE 
10 din ſich dieſer Ausfall verbreiten 
dar ber w N 


T e 
dazu war die 


ei 


noch 


das 
gers a 
10 


algen 28. 


in wenige N 
verbraucht. 


regel ver Dieſem Ausfalle würden 
noch einige Hunderttauſend Thaler hinzutre⸗ 
teu, jo daß eine Million herauskommen würde. 


tung deſſen, was ausfällt, beſchränken. Preu⸗ 
ßen nimmt jegt eine dere Stellung ein, 
daß es unthunlich iſt, die Tarife derart zu 
ermäßigen, ohne die Ermäßigung auf die 
Staaten, mit denen wir verbündet ſind, aus⸗ 
zudehnen, und da kommen wieder einige hun⸗ 
derttauſend Thaler Ausfälle hinzu. Ich hatte 
mir vorhin vorbehalten, auf das Geldbricf- 
Porto zu kommen, und ich muß ihre Geduld 
in Anſpruch nehmen, wenn ich Sie bitte, 


1844 das Geldbrief-Porto unabhängig nor⸗ 
mirt von dem übrigen Porto. Die Taxe 
war ſehr komplicirt. Man ſetzte 1844 die 
Geldbrief-Porko-Taxe um, ſo daß man das 
Gewicht als Baſis annahm und die Aſſeku⸗ 
ranz- Gebühren hinzuſchlug. Die Poſt⸗Ver⸗ 
waltung mußte aber erkennen, daß der Zeit⸗ 
puntt lommen würde, wo es unmöglich ſei, 
jedwede Aenderung, die der Briefporko⸗Tarif 
erfahren könnte, ohne Weiteres in Wechſel⸗ 
wirkung zum Geldbriefporto treten zu laſſen. 
Es ſchwand die Entſchädigung für die Expe⸗ 
dition, je mehr das gewöhnliche Briefporto 
ermäßigt wurde. Wir können jetzt der Sache 
nicht mehr aus dem Wege gehen. Sollte 
das Groſchenporto eingeführt werden, ſo konn⸗ 
ten doch Geldbriefe hierunter nicht Anwen⸗ 
dung finden, —kdas Porto mußte doch theurer 
ſein, als bei unfrankirten Briefen unter fünf 
Meilen. Es iſt der Wunſch der königlichen 


Gefetzesvorſchlag zu empfehlen, daß bei den 
Briefen über 20 Meilen 2 Sgr. Porto und 
unter 20 Meilen 1 Sgr. Porto zu nehmen 
ſei. Dies ſollte von der Frankirung abhän 
gig gemacht werden. Der Zuſchlag dient 
dazu, den höheren Einnahme⸗Ausfall über 
winden zu helfen. Die Regierung hat ſich 
von ihrem Vorſchlage nicht ablenken laſſen 
durch das Bedenken, daß immer einige un; 
frankirte Briefe vorkommen werden, und daß 
portopflidtige Behörden dieſer Beſchränkung 
ebenfalls unterworfen werden müſſen. Die 
Regierung kann nicht die Ermäßigung ohne 
Weiteres auf das Geldbriefporto Übertragen. 
Sie iſt der Anſicht, daß die Vortheile des 
Geſetzentwurfes weit überwiegend ſind und 
ſich immer mehr geltend machen werden. Die 
tönigliche Staatsregierung iſt der Meinung, 
in dem Geſetze, wie es vorgeſchlagen iſt, in 
keinem Falle eine weitere Entwickelung prä⸗ 


dargelegt, daß die Regierung ſich immer mit 


den Ausfall, der durch das 


Zuſchlag erſt bei 


rungs- Vorlage 
fünf bis zehn Meilen anfängt. Dabei iſt 


der 
ſpondenz zur Folge haben muß. Für vo 


ſolche gleichmäßige Vermehrung nicht veran⸗ 


1 Berechnungen zu machen, 
icht angethan. Ich 


Wir können uns aber nicht auf die Betrach⸗ 


darauf eingehender zu folgen. Es war bis“ 


Staatsregierung geweſen, Ihnen durch den 
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VI. 15. 
& Danzig, Freitag, den 18. Januar 1867. 


Inſertions⸗Gebühren: die Petit⸗Spaltzeile oder deren Raum 1 Sgr. 


in Berlin: A. Retemeyer's Central⸗Annoncen⸗Bureau, Breiteſtr. 2, 

in Hamburg, Frankfurt a. M. n. Wien: Haaſenſtein & Vogler, 

in Leipzig: Illgen & Co., 

in Danzig: die Expedition der Weſtpreuß. 
DET Einzelne Nummern 1 Sgr. 
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Inſerate nehmen an: 


eitung, Hundegaſſe 70. 
Eu, 


Fe en 2 


ludiziren zu laſſen, und iſt außer Stande, 
mit einer Se Baron entgegenzukommen, 
wodurch dos Einheitsporto auf einmal ein⸗ 
geführt würde; Sie vergeben Sich dabei 
in Bezug auf die weitere Entwickelung 
arifs. Es ſteht in Ihrer Wahl, daß 
mäßigere Gebühren in Anwendung kommen. 
Um zu dieſem Ziele zu gelangen, iſt der 
Weg, welchen der Geſetzvorſchlag angiebt, der 
allein mögliche. Sollten die Herren dem 
mu gi der Kommiſſion ihre Zuſtim⸗ 


mung geben, ſo bin ich beauftragt zu beſtä⸗ 
tigen, daß die königliche Staatsregierung das 


Geſetz als verworfen betrachten wird, und 


daß auf die Erſparniß Verzicht geleiſtet wor ⸗ 


den iſt. Nach dieſen Erwägungen empfehle 


mit ungefähr 680,000 Thaler veranſchlagen [ich Ihnen, von dem Amendement der Kom, 
n fogar 817,987 miſſſon abzuſtehen und den § 1 der Regie⸗ 


unverändert anzunehmen. 
vo! rechts.) 

bg. v. Vincke (Hagen). (Gegen den § 1 
ommiſſionsvorlage) Redner ſtellt ſich 
em Stenographentiſch auf und wendet 
it dem Geſicht nach dem Miniſtertiſch, 
es auf der Journaliſtentribüne un⸗ 
ich wird, den Schall feiner Worte zu 


beter; Ich bin für den Kommiſ⸗ 
trag. Das Beiſpiel des Hrn. p. Binde 


Sie die Regierungsvorlage annehmen, 
tden Sie einen Theil der Staatsbür⸗ 
Gunſten der andern belaſten. Die 
ig ſagt, ſie werde einen Ausfall von 

halern haben. Wer hat dieſes 
ragen? Nur Diefenigen werden 
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groſchen - n Der Rechts - 
anwalt wird unfrankirt ſchreiben, weil er ſich 
nicht der Gefahr ſausſetzen will, außer den 
Gebühren, vielleicht noch ausgelegtes Porto 
zu verlieren. Außerdem ſchreibt man un⸗ 
frankirt nur an Bekannte, an Fremde wird 
mau nicht unfrankirt ſchreiben. Es iſt alſo 
keine gute Geſetzgebung, wenn man das, was 
man den höheren Klaſſen erläßt, den unteren 
Klaſſen als Strafe auferlegt. Will die Re- 
gierung dem Lande eine Wohlthat zuwenden, 
ſo mag ſie mit der Reform warten, bis der 
Ausfall ſich gleichmäßig durch Alle erſetzt. 
Jetzt iſt das Geſetz zum Nachtheil der Armen]; 
ich bitteßdaher, es zu verwerfen nud den An- 
trag der Kommiſſion anzunehmen 

Reg.⸗Kommiſſar General-Poſt Direktor 
v. Philipsborn: Wenn der Hr. Abg. Lasker 
ausgeführt hat, daß es ſich hier um Einfüh⸗ 
rung eines höheren Porto's handle, deſſen 
Zahlung den ärmeren Klaſſen zufallen würde, 
ſo glaube ich darauf zurückkommen zu müſſen, 
daß wir von der Vorausſetzung ausgehen, 
daß nach Einführung des Zuſchlages — wie 
dies unter gleichen Verhältniſſen bereits frü⸗ 
her geſchehen ift — ſich die Zahl der uns 
frankirten Briefe auf ein Minimum reduziren 
wird. In England kennt man im gewerb⸗ 
lichen Verkehr kaum einen unfrankirten Brief. 
Die Beſorgniß, daß der Zuſchlag von den 
ärmeren Klaſſen aufzubringen ſei, greift kei⸗ 
neswegs Platz. Es handelt ſich um eine 
dauernde Einnahmequelle des Staates. Die 
Frankirung wird ſtetig zunehmen, gewiß ſchon 
im 2. Semeſter 1867, und 1868 wird ſie zur 
Regel geworden ſein. Ich bitte Sie, aus 
ſolchen Berechnungen kein Hinderniß für den 
wohlerwogenen Geſetzenfwurf zu erblicken. 
Die Regierung iſt gewohnt, nach allen Rich⸗ 
tungen hin gerecht zu werden, am allerwenig+ 
ſten aber auf Unkoſten der Armen zum Vor- 
theil der Reichen Geſetze zu geben. 

Abg. Lasker: Den letzten Satz will ich 
nicht bezweifeln; aber faktiſch iſt es ſo, es 
follen die Armen belaſtet werden. Wenn ge⸗ 
fagt wird, daß der Ausfall nicht lange dau- 
ern werde, ſo kann man auch noch länger 
warten, bis der Zuwachs eine Erleichterung 
für Alle geſtattet. 

Abg, Frhr. v. Vincke (Hagen): Der 
Hr. Vorredner hat ohne jegliche Beweisfüh 
rung behauptet, das Geſetz treffe nur arme 
Leute. Was hat er dafür angeführt? Ein 
Sohn werde an ſeinen Vater, eine Frau an 
ihren Mann unfrankirt ſchreiben. Sind 
denn alle Söhne, Väter und Frauen arm? 
Jeder Mann ſchätzt doch feine Frau fo 
hoch, daß er für ſie einen Silbergroſchen 


lich der Preßgeſetzgebung paßt nicht. 
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mehr tragen wird. (Anhaltende Heiterkeit.) 
Das Beiſpiel von dem Rechts⸗Anwalt paßt 
auch nicht. Wer prozeſſiren will, muß einen 
Koſtenvorſchuß geben, mag er arm oder 
reich ſein. Es handelt ſich aber um den 
kleinen kaufmänniſchen Verkehr, dieſer wird 
am meiſten davon betroffen. Ich proteftite 
gegen die Unterſtellung, als ob es ſich hier 
um reich und arm handle. (Bravo!) 


Abg. Lasker: Der Abg. v. Vincke hat 
die erſte Grundlage meines Arguments ver- 
geſſen, wozu ich das Uebrige nur als Bei⸗ 
ſpiel gab, nämlich daß nur der, der einen, 
Silbergroſchen nicht hat, zwei Silbergroſchen 
zahlen ſoll. Der Arme wird alſo durch 
dieſes Geſetz belaſtet. 

Abg. Cornely: Ich glaube, wir würden 
durch Annahme der Regierungs Vorlage 
einen Rückſchritt machen. Wir dürfen nicht 
erhöhtes Porto eintreten laſſen; wir dürfen 
nun und nimmermehr für kleinere Entfer- 
nungen ein höheres Porto einführen, als 
bis dahin beſtanden hat. Feſt ſteht es, daß 
die große Induſtrie durch den Geſetzesvor⸗ 
ſchlag entlaſtet und der kleine Verkehr durch 
das erhöhte Porto erheblich betroffen wird. 
Ich bin für den Fortſchritt. r 

Die Distuſſion wird hiermit geſchloſſen, 
und es erhält das Wort der Referent 


Abg. Dr. Becker: Die Frage iſt, ob 


der Vortheil, der in der angebotenen Er⸗ 
mäßigung liegt, größer iſt, als der Nach⸗ 
theil, der entſteht, durch Portovertheuerung 
innerhalb der engen Zone von 10 Meilen. 
Nach meiner Anſicht iſt Gewicht darauf zu 
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und einträglich ſind, daß ein zahlreicher un⸗ 


frankirter Briefwechſel innerhalb einer Ent⸗ 
fernung von 10 Meilen ſtattfindet. Unſer 
Brief- Porto von 1 Sgr. iſt für nahe Ent⸗ 
fernungen bereits verhältnißmäßig ein ſehr 
hohes. (Redner weiſt dies durch ſtatiſtiſche 
Notizen nach.) Ich glaube, daß durch die 
Regierungsvorſchläge ſehr viele unfrankirte 
Briefe ausfallen und nicht durch frankirte 
werden erſetzt werden. Für kurze Entfer⸗ 
nungen iſt das billigere Porto wichtiger, 
als eine Herabſetzung des Portos auf weite 
Entfernungen. Es kann dies nicht über⸗ 
raſchen. Jetzt ſchon beträgt innerhalb der 
erſten Zonen, alſo bis zu 10 Meilen, über⸗ 
haupt die Zahl der Briefe 61%, pCt. 
ſämmtlicher Briefe. Wenn hervorgehoben 
iſt, daß wir Ausgaben nicht auf den Etat 
bringen könnten, welche die Staatsregierung 
nicht vorgeſehen habe, ſo bemerke ich, daß 
allerdings Alles auf den guten Willen 
der Regierung ankommt; die man uns ſchon 
für mehr als 1 Million Thlr. Ausgaben 
neben dem Etat für 1867 angeſonnen hat. 
Ich muß noch auf Eins aufmerkſam machen: 
Die Poſt würde bei den Regierungsvorſchlä⸗ 
gen ſchlecht Geſchäft machen, ſie hat bereits 
Konkurrenz in den Schmuggel -Poſten. Denn 
es kommt ſehr oft nicht darauf an, daß ein 
Brief ſchnell an ſeinen Beſtimmungsort ge⸗ 
langt, wenn er nur überhaupt hinkommt; in 
ſolchen Fällen hat die wohlfeilſte Beförde⸗ 
rung den Vorzug beim Publikum. Die 
ganze Portotaxe wird ſich einer gründlichen 
Reviſion nicht lange mehr entziehen können. 
Ich verweiſe in dieſer Beziehung auf die 
neuen Landestheile. In Hannover beſteht 
nur ein einheitliches Porto von 1 Sgr. Ich 
glaube nicht, daß die Poſtverwaltung ſich in 
den neuen Landestheilen beliebt machen wird, 
wenn ſie ihnen höheres Porto bringt. Wenn 
auch die Regierung die Vorlage zurückneh⸗ 
men ſollte, jo tröftet mich unter allen Um. 
ſtänden die Thatſache, daß nicht eine Schä⸗ 
digung beſtehender Verkehrsintereſſen ein- 
tritt und daß die Poſtverwaltung ſich nicht 
mehr lange einer vollſtändig durchgreifenden 
Reviſion des Portos wird entziehen können. 
Ich bin nicht in der Lage, den Antrag der 
Kommiſſion zurückzuziehen. 

§ 1 der Kommiſſions⸗Vorlage wird dem⸗ 
nächſt von der Majorität angenommen. (Da- 
für die Linke und ein Theil der Konſerva⸗ 
tiven.) 

Reg.⸗Komm. General» Poſt⸗Direktor v. 
Philipsborn: Nachdem $ 1 die Majorität 
des Hauſes erhalten hat, legt die Stantöre- 


* 
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gierung auf die weitere Berathung ihrer Vor- 
lage kein Gewicht. (Bravo richts.) 

Präſident: Durch dieſe Erklärung der 
Regierung wird das Geſetz keineswegs zu- 
rückgezogen; wir fahren daher in unſerer 
Berathung fort. 

Es folgt § 2. 

Abg. Dr. Becker: Die Poſtanweiſungen 
haben den Geldvertehr außerordentlich ge- 
fördert, denn nach den Mittheilungen, die 
die Poſtverwaltung im vorigen Dezember 
machte, b trug er viele, viele Millionen. Wenn 
nun die Regierung ſelbſt die Beuutzung Die» 
ſer Poſtanweiſungen in einer Weiſe erſchwert, 
daß ſie faſt unmöglich wird, ſo iſt dies nicht 
der rechte Weg zur Poſtreform. Es bängt 
damit leider der Plan zuſammen, anch für 
Geldbriefe ein höheres Porto zu erheben. 
Ich halte mich überzeugt, wenn man der 
Regierung dieſe Erhöhung verweigert, daß 
ſie eben für die Poſtanweiſungen einen Nie» 
drigeren Satz wieder herſtellen muß. Dieſer 
Wunſch iſt gewiß der allgemeinſte im Lande, 
dem das Haus nicht entgegentreten wird. 

8 2, wie die übrigen Paragraphen des 
Geſezes, werden nach den Kommiſſions, Bor- 
ſchlägen angenommen und ſomit das Geſetz 
mit Titel und Ueberſchrift genehmigt. 

Die beiden Vorſchläge der Kommiſſion: 

„Das Haus der Abgeordneten wolle be⸗ 
ſchließen: 1. eine Anzahl Petitionen als Mar 
terial bei der weiteren Reviſion der Poſttaxen 
der königlichen Staatsregierung zu überwei⸗ 
ſen; 2. die Staatsregierung aufzufordern, 
einen einheitlichen Portoſatz von 1 Sgr. für 
frankirte und von 2 Sgr. für unfrankirte 
Briefe zu normiren; auch das Stadtbrief⸗ 
porto auf 4 Pfennige zu ermäßigen“, — wer 
den abgelehnt. 

Präſident v. Forckenbeck übernimmt wieder 
das Pröſidium. 

Es folgt der dritte Gegenſtand der Ta. 
gesordnung, der Bericht der Kommiſſion für 
Finanzen und Zölle über den Geſetz Entwurf, 
betreffend Die den gemeinnügigen Aktien⸗Bau⸗ 
geſellſchaften zu bewilligende Sportel und 
Stempelfreiheit. 

Das ganze Geſetz wird ohne jede Dis⸗ 
kuſſion mit Titel und Ueberſchrift angenom- 
men. Die nächſte Sitzung wird auf Don⸗ 
nerſtag den 17. Januar um 10 Uhr Vormit⸗ 
tags anberaumt. Tagesordnung: Schlußbe⸗ 
rathung des Antrags der Abgeordneten Dr. 
Paur und Genoſſen auf Zuſtimmung zu dem 
von ihnen vorgeſchlagenen Geſetzentwurf zum 
Schutze wahrheitsgetreuer Berichte durch die 
Preſſe über die parlamentariſchen Verhand- 
lungen des Reichstages. 2. Schluß⸗Verathung 
über den Antrag des Abgeordneten Lasker 
und Genoſſen und deß Abg. v. Bethmann⸗ 
Hollweg und Genoſſen auf Zuſtimmung zu 
dem von ihnen vorgeſchlagenen Gefetz-Ent⸗ 
wurfe zur Aufhebung der Beſchränkungen 
des geſeglichen Zinsfußes für Immobilien. 
3 Mahlprü ungen. 4 Erſter Bericht der 

ommiſſton für Handel und Gewerbe über 
Petitionen. 5. Erſter Bericht der Juſtiz⸗ 
Kommiſſion über Petitionen, betreffend die 
Aufhebung reſp. Modifizivung der Perſonal 
Schuldhaft. 
Schluß der Sitzung 3 Uhr 10 Minuten. 


Haus der Abgeordneten. 
Donnerſtag, 17. Januar. 

In der heutigen (54.) Sitzung des Abge— 
ordnetenhauſes waren die Plätze im Haufe 
uur lückenhaft, die Tribünen ſehr ſpärlich 
beſetzt. Der Präſident v. Forckenbeck eröff⸗ 
nete die Sitzung um 10 Uhr 20 Min. mit 
den gewöhnlichen geſchäftlichen Mittheilungen 
und verlas ſodann ein Schreiben des Mi— 
niſterpräſidenten Grafen Bismarck, in wel⸗ 
chem derſelbe bedauert, daß er verhindert 
ſei, in der heutigen Sitzung zu erſcheinen, 
daß er jedoch den Wirkl. Geh. Legations⸗ 
rath Hrn. v. Keudell mit ſeiner Vertretung 
betraut habe. — Letzterer, ſowie noch ein 
anderer Regierungs-Kommiſſar waren auch 
am Miniſtertiſche erſchienen. Dann tritt 
das Haus in die Tagesordnung. Der erſte 
Gegenſtand derſelben iſt die Schlußberathung 
über den Antrag des Abg. Dr. Baur, ber 
treffend die Diäten und Reiſekoſten für die 
Abgg. des Norddeutſchen Bundes. Refe⸗ 
renten find die Abgeordneten Graf Be- 
tbufy-Huc und von Hoverbed. Der Antrag 
des Erſteren lautet auf Ablehnung, des 
Zweiten auf Annahme des vom Dr. Paur 
vorgeſchlagenen Geſetz Entwurfs. Das 
Wort erhält zuerſt der Referent Abg. Graf 
Bethuſy⸗Hue: Ich glaube, daß die An⸗ 
nahme des vorliegenden Antrages geſetzlich 
nicht zuläſſig iſt, weil wir in der gegen« 
wärtigen Seſſion dieſen Antrag ſchon ein: 
mal (Antrag Schulze bei Gelegenheit der 
Berathung des Wabige berathen und 
verworfen haben. — Die Wahlfreiheit wird 
durch den Wegfall der Diäten nicht gefährr 
det. Es iſt mißlich, wenn das Haus einen 
Beſchluß faßt, der bei den Dispofitionen der 
Übrigen Faktoren der Geſetzgebung doch nur 
ein legislatoriſcher Monolog bleiben würde. 
Der Redner, der hierauf näher in das 
Weſen des allgemeinen Wahlrechts eingeht, 
iſt auf der Journaliſten⸗Tribüne ſchwer ver⸗ 
ſtändlich. Refereut Abg. v. Hoverbeck: 
Ein ſolcher Geſetzentwurf hat dem Hauſe 
noch nicht vorgelegen. Es iſt nur ein 
Amendement Schulze abgelehnt und dadurch 
der Wille kund gegeben, daß man eine ſolche 
Beſtimmung nicht in das damals vorliegende 
Wahlgeſetz aufnehmen wollte. Nur Zweck. 


* 


mäßigkeitsgründe haben zur Ablehnung ge— 
führt. Ich verlange, daß der Weg zum 
deutſchen Parlament Jedem offen ſteht, der 
durch das Vertrauen ſeiner Mitbürger dazu 
berufen iſt. Schon aus dieſem Grunde 
müſſen Diäten für die Abgeordneten bewilligt 
werden. Die Verweigerung der Diäten iſt 
eine Fälſchung des allgemeinen Wahlrechts. 
Wir haben gegenwärtig eine geknebelte 
Preſſe, und deshalb müſſen wir uns 
hüten, ein Prinzip zu verletzen, welches 
jo wichtig iſt, daß ohne daſſelbe ein 
allgemeines Wahlrecht nicht beſtehen Tann. 
Das Volt muß vor den Wahlen wiſſen, daß 
es wählen kann, wen es will, und dazu ge⸗ 
hört, daß es auch den Armen wählen kann. 
Die Bewilligung von Diäten, wie ſie die 
Abgeordneten beziehen, iſt wahrlich nicht viel, 
denn die meiſten Abgeordneten bringen noch 
perſönliche Opfer. Bei der Verweigerung 
der Diäten haben wir nicht mehr das allger 
meine Wahlrecht, ſondeeu einen verſteckten 
Genius. Wenn der Vorredner, unter Hin- 
weis auf das Herrenhaus, behauptet bat, 
daß das Volk ſchon Vertreter finden werde, 
die der Diäten nicht bedürfen, ſo fürchte ich 
doch, es werden dem Volke dieſe Vertreter 
nicht als ſehr angeme len erſcheinen. (Bravo.) 
Bevor in die Generaldiskuſſion eingetreten 
wird, erhebt ſich eine Diskuſſion über die 
Frage, ob der Antrag des Grafen Bethuſy⸗ 
Huc, der — mit Rückſicht auf die Beſtim⸗ 
mung der Verfaſſung, daß in derſelben Seſ⸗ 
ſion abgelehnte Geſetz nicht noch einmal be- 
rathen werden dürfen, den Antrag Paur für 
unzuläſſig erklären will, — zuerſt zur Erler 
digung gebracht werden muß. Das Haus 
beſchließt, dieſen Antrag zuerſt zu erledigen. 
Der Abtrag wird ohne Debatte mit großer 
Majorität abgelehnt und darauf in die mar 
lerielle Berathung des Paur'ſchen Antrages 
eingetreten. 

Abg. von Flottwell: Ich erkläre mich ger 
gen die Bewilligung von Diäten, denn nur 
auf dieſem Wege werden die Beamten poſi⸗ 
tiv von der Vertretung ausgeſchloſſen. Dieſer 
Frage der Beamten. Ausſchließung müßte ge⸗ 
rade die liberale Seite des Hauſes zuſlim⸗ 
men. Die Befähigung der politiſchen Ver- 
tretung muß dem freien unabhängigen 
Manne zuſtehen. Sollte es wahr ſein, daß 
zu dem politiſchen Leben die Intelligenz des 
Beamtenthums nothwendig iſt, dann ſtehe 
ich keinen Augenblick an, zu ſagen: weg mit 
der Landesvertretung. Stellt ſich das Land 
ein ſolches Armuthszeugniß aus, fo iſt es 
einer Landesvertretung nicht werth. 

Abg. Dr. Löwe tritt für den Beamten 
ftant ein, der die Ehre und das Berdienſt 
habe, den Preußiſchen Staat auf die Höhe 
gebracht zu baben, auf der er gegenwärtig 
ſteht. Wenn Sie (zur Rechten) durch Ver⸗ 
weigerung von Diäten bier eine Klaſſe von 
Leuten ausſchließen wollen, ſo frage ich Sie 
dach: Wer hat denn die Vorarbeiten ge⸗ 
macht, deren Früchte wir jetzt genießen? Sind 
es etwa die Mitglieder des Herrenhauſes ge- 
weſen, auf welche der Graf Bethuſy-Hue 
uns verwieſen? Nein, es war die ſich in die 
Höhe arbeitende Jutelligenz des Volkes. Wir 
werden heute noch einen großen Theil der 
Vertretung aus dem Kreiſe der Beamten 
Frage hier angeregt iſt, weil dadurch ſchon 
die Beamten ausgeſprochen iſt, die im Par⸗ 
lament figen werden. Glauben Sie, daß 
Sie mii ſolchen Verdächtigungen den Parti- 
cularismus brechen? Wenn Sie praltiſch 
fein wollen, ja handeln Sie, wie die Staats 


regierung neulich im Herrenhauſe gehandelt 


hat. Suchen Sie die Leute, die Ihnen ehr- 
lich bei der Arbeit helfen; weiſen Sie Leute 
zurück, die mit den Feinden des Landes con- 
ſpiriren und die den Fluch des Bürgerkrie— 
ges auf das Land heraufbeſchwören! Das 
find gerade die Leute, welche Sie protegiren 
wollen. Ich danke für ein Deutſches Parla- 
ment, das aus ſolchen Kreiſen hervorgegan— 
gen iſt. Zwängen Sie uns in dieſe Schran⸗ 
ken hinein, ſo beleben Sie dadurch von Neuem 
die revolutionären Ideen. Sie ſelbſt haben 
ſich mit dem Gedanlen geſchmeichelt, daß das 
durch, daß die Regierung für die Erfüllung 
des höchſten nationalen Wunſches mit Ener⸗ 
gie eingetreten, die revolutionären Ideen 
befeitigt find. Im Geheimen geſchehen ſchon 
Schritte dagegen, und einer dieſer Schritte 
iſt die Verweigerung der Diäten (Zuſtim⸗ 
mung links.) 

Reg.-Commiſſ. Wirkl. Leg.⸗Rath v. Keu⸗ 
dell: Die Königliche Staatsregierung kann 
fi) dem Autrage nicht anſchließen. Sie iſt 
der Anſicht, daß die Löſung dieſer Frage der 
Geſammtheit der Bundesregierungen und dem 
Reichstage gebührt. Wird das Geſetz ange 
nommen, ſo würde es fraglich ſein, ob die 
Geneigtheit der übrigen Bundes reglerungen 
dieſelbe bleiben werde, we etzt. Deshalb 
kann ich in materieller Beziehung auf eine 
Distuſſion des vorliegenden Antrages nicht 
eingehen. ö 

Abg. Wagener (Neuſtettin): M. H. Ich 
befinde mich dieſer Frage gegenüber in einer 
von den Entwickelungen meines poliſchen 
Freundes abweichenden Stellung. Ich bin 
der Diätenfrage gegenüber ſachlich noch lei⸗ 
nesweges zum Abſchluſſe gekommen. Ich 
ſtimme heute dagegen, weil ich das Haus 
nicht für kompetent halte, da dieſe Frage eine 
Finanz- und eine Prinzipien-Frage zugleich 
iſt. Wir haben keine Fonds für ſolche Diä⸗ 
ten; wir find nicht befugt, dieſe wichtige Prin- 


nehmen müſſen, und ich bedaure, daß oieſe 


von vorn herein eine Verdächtigung gegen 


ſchloſſen werden. 


zipien-Froge einſeitig hier abzuthun. Gans 
ning ſagte: Man kann nicht Alles einfüh- 
ren, weil es gut iſt, es muß auch engliſch 
fein. Mau kann in Preußen die Diätenfrage 
nicht einführen, weil fie richtig oder unrich— 
tig iſt, ſondern wir wüſſen fragen, ob ſie 
unſeren ſpezifiſchen Intereſſen eniſpricht. Die 
Fragen, die ganz überflüſſig in die Diskuſ⸗ 
ſion gezogen worden find, die Nationalitäts⸗ 
und die Beamtenfrage, übergehe ih. Die Des 
amtenfrage wird au einer anderen Stelle 
zum Ausdruck kommen. In Preußen haben 
alle Stände gleichmäßig an der Größe des 
Vaterlandes gearbeitet. M. H.! Hr. Loewe 
hat eine ungerechte Vertheilung gemacht in 
der Nationalitätsfrage; er hat die Intelligenz 
der Ariſtokratie gegenübergeſtellt. M. H.! 
Der Mann, der die deutſche Einheit möglich 
machte, das war kein „deutſcher“ Profeſſor, 
ſondern ein märtiſcher Edelmann. Man hat 
leine Diäten bewilligt, als die Vertreter zur 
Vertretung ihrer eigenen Intereſſen erſchienen 
find; hatten aber die Voltsvertreter den Char 
rakter eines Mandatars, dann wurden Diä- 
ten gezahlt. Die neueſte Schrift des radika— 
len Engländers Stuart Mill hat ſich über 
dieſe Frage ausgeſprochen in einer Weiſe, 
die man parlamentariſch nicht wiedergeben 
kaun; er ſagt, dieſe Diäten würden ein 
Volks⸗Schmarotzerthum produziren. Laſſen 
Sie uns nur die praktiſche Frage aufwerfen: 
haben wir in Preußen diejenigen Elemente, 
die im Stande ſein werden, ohne Diäten 
dieſe Arbeiten zu verrichten? Wenigſtens muß 
man ſich die Frage vorlegen: welche Kreiſe 
würden die Vertretung übernehmen? und da 
bin ich nicht zweifelhaft, daß ich fie in den 
Händen derer, die ich am aller ungeruſten 
ſehe, in den Händen der liberalen Bourge⸗ 
oiſie ſehen würde. Noch wichtiger iſt aber 
die Frage: wo bleibt bei direkter Vernei⸗ 
nung der Diätenfrage? die Vertretung der 
arbeitenden Klaſſen aus ihrer eigenen Mitte? 
Ich erwäge dabe auch meinerſeits den Ge⸗ 
ſichtspuntt, den der Herr Abgeordnete Löwe 
ſchon hervorgehoben hatte. Ich glaube nicht 
daß man den Geſichtspunkt außer Acht laſſen 
darf, daß man den arbeitenden Klaſſen es 
nicht benehmen darf, ſich durch Mitglieder 
ihres Standes vertreten zu laſſen. Ich kann 
deshalb nicht anders, als meinerſeits die 
prinzipielle Entſcheidung an einem andern 
Orte eventuell vorzubehalten, wo die Sache 
gründlich erörtert werden kann. Ich kann 
nur ſagen, daß ich wünſche den Abſchluß ei⸗ 
nes Verfaſſungswerkes, wo auch die arbei⸗ 
tende Klaſſe vertreten ſein kann. Deshalb 
iſt mein heutiges Votum kein ſächliches, ſon⸗ 
dern nur ein Kompetenzvotum. 

Abg. Tweſten (ſehr viele Mitglieder, na⸗ 
mentlich der rechten Seite, verlaſſen den Saal.): 
Die Verweigerung der Diäten verurſacht 


einen Cenſus; einen Cenſus aber will ich 


mir lieber im aktiven, als im paffiven Wahl- 
recht gefallen laſſen. Uebrigens haben ſchon 
viele Pleinſtaaten die Diätenzahlung ange 
nommen. Von der Diätenzahlung hängt der 
Charakter des zukünftigen Parlamentes ab. 

Abg. Schulze (Berlin): Ex kommt dar- 
auf an, daß das norddeutſche Parloment 
nicht erſt ſpäter, ſondern ſchon jetzt in den 
Stand geſetzt wird, den übrigen deutſchen 
Staaten gleich zu ſtehen. Wir müſſen ſchon 
letzt auf die Gewährung von Diäten dringen, 
damit ſich eben klar zeigt die Stellung der 
Parteien und die der Regierung. Wenn Pr 
v. Flottwell aber meinte, dieſe Seite ſei nur 
mit Zaghaftigkeit an das Geſetz gegangen, 
ſo weiß ich nicht, woraus er das ſchließt. 
Das Geſetz ging nicht von feiner Partei 
aus, fondern von der, zu der ich gehöre, und 
wenn ich „derjenige war, der mit Hülfe ſei⸗ 
ner Freunde das Amendement einbrachte, ſo 
kaun doch daraus nicht auf Zaghaftigkeit ge⸗ 
Wir wollen in alle Klaſ⸗ 
ſen eine gewiſſe Wohlhabenheit bringen, und 
fo weit iſt das Bewußtſein doch in Preußen 
ſchon gekommen, daß Niemand Jemanden in 
das Parlament bringt, der nicht auch die 
Befähigung hat. Es liegt ſomit in den Aus⸗ 
führungen des Herrn Abg. Wagner von ſei⸗ 
ner Bourgoiſie ein großer Widerſpruch, Ber- 
weigern Sie die Diäten, ſo nehmen Pie mit 
der einen Hand, was Sie mit der andern 
geben. Die Deduttionen des Herrn Grafen 


v. Bethuſy⸗Huc über die volkswirthſchaftliche 


Freiheit halte ich für ganz wunderbar. Unler 
Grundſatz iſt, Leiſtung für Leiſtung. Das 
bedingte alſo gerade die Dläten. Auch foll 
durch ſie den Leuten ja erſt die Möglichkeit 
gegeben werden, ihre Arbeitskraft zu ent 
wickeln. Wenn aber die Herren die Beam⸗ 
ten von der Theilnahme ausſchließen wollen, 
fo erinnere ich fie, daß fie hoͤchſtens eine 
Klaſſe derſelben entfernen oder hier und da 
n x einzelne Beamte. Gerade die höheren 
Beamten, die nicht nach den Diäten fragen, 
weil das Carriere-Machen auf ganz anderem 
Felde liegt, werden Sie nicht ausſchließen 
können. Wir haben in unſerem Staate die 
Eigeuthümlichkeit, daß die Abgeordneten der 
Provinzial⸗Landtage 4 Thlr., die Laudtags⸗ 
Abgeordneten nur 3 Thlr. Diäten l 


und den Abgeordneten zum deutſchen Parla- 
ment, welche die wichtigſte poli⸗ 
tiſche Aufgabe haben, wollen Sie gar 


feine Diäten geben? Dies führt zu Notar 
beln⸗Verſammlungen, aber nicht zu deutſchen 
Parlamenten. Sagen Sie offen, wir wollen 
die Wählbarkeit mit Cenſus. Das Land 
fühlt ſehr wohl, was es mit der Verweige⸗ 
rung der Diäten auf ſich hat. Nennen Sie 
aber das Kind beim rechten Namen; ſagen 


Sie nicht, wir wollen allgemeines Wahlrecht, 
dies glaubt Ihnen doch Niemand. Dem 
Herrn Abg. v. Flottwell gegenüber werden 
Sie mir das Selbſtgefühl verzeihen, wenn 
ich behaupte, daß meine Prinzipien, die ich 
auf ſozialem Felde vertrete, im Lande auch 
außerhalb der Grenzen unſeres engeren Va— 
terlandes bekannt ſind. Ich habe darüber 
geredet und geſchrieben. Wer es alſo wiſſen 
will, der hat Stoff genug, es nachzuleſen. 
Ich würde mich ſehr bedenken, einem der 
geehrten Herren, der ſeine Anſicht ſchriftlich 
ausgeſprochen hat, das Gegentheil davon in 
die Schuhe zu ſchieben, ſondern ich würde 
mich verpflichtet fühlen, ehe ich als Mitglied 
des Hauſes darüber ſpreche, es zu leſen, 
damit ich nicht Zeug ſpreche, was doch 
Niemand glaubt, der etwas davon weiß. 
(Peiterkeit.) Meine Vorträge über Selbſt⸗ 
hülfe ſind im Jahre 1863 berausgekommen 
und befindet ſich ein Exemplar in der Bi⸗ 
bliothet des Hauſes. Seite 97 kann der Hr. 
Redner gerade das Gegentheil von dem 
leſen, was er mir dichtet. Dort iſt das 
allgemeine gleiche Wahlrecht ausdrücklich als 
die Forderung ausgeſprochen, die ich von 
jeher vertreten habe. Wenn mir aber ein 
Beamter dies als Vorwurf machen will und 
von einem Abwägen der Arbeit ſpricht 
dann hat er, wenn alle Beamten auf ſolchem 
Standpunkte ſtänden, allerdings recht, das 
Land vor einer Vertretung der Beamten und 
ibrer Zulaſſung zu dieſem Hauſe zu warnen 
(Heiterkeit und lebhaftes Bravo.) : 
Ein Antrag auf Schluß der Debatte 
wird angenommen. 

Abg. Dr. Baur (als Antragſteller): 
Ich gebe zu, daß der See 
ſpät zur Ausführung kommt; hoffentlich 
aber nicht zu ſpät. Es handelt ſich nach 
der fetzigen Lage der Dinge nicht mehr 
darum, ob den ſämmtlichen Staaten die 
Verpflichtung aufgelegt werden ſoll, Diäten 
zu zahlen, ſondern bloß darum! wie wir für 
unſere Heimath, für unſer Haus ſorgen 
eg Bam die anderen Staaten es be» 

gethan haben: Hamburg, Bremen, 
Sadhfen-Weimar, Sochſen⸗ Alten urg. Als 
im letzteren Staate die Sache zur Erledi⸗ 
gung kam, hat die dortige Regierung an die 
unſrige eine Anfrage gerichtet und da iſt es 
notoriſch, daß ſie die Antwort erhalten hat, 
die Sache gehen zu laſſen (Hört). Im 
Königreich Sachſen iſt der Antrag einſtimmig 
angenommen worden, ohne Widerſpruch von 
der anderen Kammer oder der Regierung. 
Wenn aber der Vertreter unſerer Regierung 
uns letzt noch einwendet, die Regierung ber 
trachte die Bewilligung der Diäten in 
dieſem Hauſe als ein Hinderniß des 
Zuſtandekommens des Reichstages, fo ger 
ſiehe ich, daß dies auf mich den Ein⸗ 
druck macht, als ſei er ſchlecht informirt und 
es erweckt in mir die Hoffnung, die Regie⸗ 
rung werde in der Sache noch anders 5 
ſcheiden, nachdem das Haus, wie ich erwarte, 
ſetn Votum abgegeben bat. Ich hoffe, wir 
find einig und können mit freudigem Bewußt⸗ 
ſein auf die Bewilligung eingehen. Den 
Diütenfag betreffend, bemerke ich, daß in der 
Nationalverſammlung zu Frankfurt wir zwar 
den niedrigſten Satz bekamen gegenüber den 
anderen Staaten; aber ich halte 3 Thaler 
für ausreichend. Wer nicht damit auskommt 
der gehört eben zu denen, die der Diäten 
überhaupt nicht bedürfen. Die Sache muß 
aber, wenn ſie nicht die bevorſtehenden Wahr 
len beeinfluffen fol, ſogleich geſchloſſen wer- 
den. (Redner führt ein Beiſpiel an, daß 
Jemand, weil er unbemittelt, das Mandat 
nicht eher annehmen zu können erklärt habe 
ehe dieſe Diäten⸗Bewilligung nicht eniſchie⸗ 
den ſei.) Wird das Geſetz angenommen 
fo braucht unſer Volk bei ſeiner Wahl nur 
uuf die Tüchtigkeit und den Charakter des 
Mannes Rückſicht zu nehmen. Warum ſoll in 
dieſer Beziehung in Preußen eine Ausnahme 
beſtehen? Erwartet die Regierung etwa, daß 
eine allzu freiſinnige und ihr feindſelige Op⸗ 
poſition in das norddeutſche Parlament ge- 
bracht werde? Solche Befürchtungen dürfen 
nicht aufkommen. Es giebt keinen ſtichhal⸗ 
tigen Grund, die Diäten in Preußen zu 
verweigern, denn die Regierung muß das 
freie Organ des Volkswillens als ihre Haupt⸗ 
ftüge anſehen. Ich bitte, die Vorlage auzu⸗ 
9 
egierungs-Kommiſſar Wirkl. Geheimer 
gegations-Nach v. Keudell: Von Er An⸗ 
frage der altenburgiſchen Regierung ift mir 
Nichts bekannt. Ich vermuth: daher, daß 
die Sache auf einem Mißverſtänduiß beruht. 

Referent Freiherr v. Hoverbeck verzichtet 
aufs Wort. 

Abg. Graf Bethuſy- uc (perſönlich): Ich 
zweifle nicht, daß der Antrag die Zuſtimmung 
des Hauſes finden wird, gleichwohl behaupte 
ich doch, daß die Freiheit der Wahl und die 
Diätenzahlung nicht identiſch find. Das Ab⸗ 
eordnetenhaus beruht auf anderen Voraus- 
angel, wie eine einkammerige Vertretung 
Deutſchlonds. Dadurch fällt der Vorwurf 
des Abgeordneten Dr. Löwe fort, daß die 
Ausſchließung der Beamten erſtrebt werde. 
Ich habe dieſen nur ihr Privilegium, das 
ihnen durch die Diäten gewährt wird, neh⸗ 
men wollen. Ich glaube, er geht in ihrer 
Vertheidigung zu weit. Die Begriffe des 
Sozialen und Staatlichen habe ich keineswegs 
verwechſelt und identifizirt, ſondern nur be⸗ 
hauptet, daß ſie ſich berühren. Wenn er aber 
einer Genoſſenſchaft mit dem Namen Schulze 
größere Bedeutung beilegt, ſo hat er mir 


TER 


das ganz aus der Seele geſprochen. Ich bitte 
das Geſetz abzulehnen. (Schluß folgt.) 


In⸗ und Ausland. 

Hamburg, 17. Jan (Tel. Dep.) 
Nach einem Telegramm der „Börſeuhalle“ 
aus Rio de Janeiro vom 23. Dezember 
v. J betrugen die Geſammtabladungen an 
Kaffee 65,246 Sack. Davon gingen nach 
der Elbe und dem Kanal 22,358, nach der 
Oſtſee 8500, nach Nordamerika 13,000 Sack. 
Der Vorrath hat ſich um 30,000 Sack ver⸗ 
mehrt; Preiſe unverändert. Fracht iſt zu 
rückgegangen um reichlich 5 Schilling. Von 

Santos wurden abgeladen 9380 Sack. 
Oeſterreich. Peſt, 17. Jan. (Tel. 
Dep.) Die Magnatentafel nahm in heutiger 
Sitzung einſtimmig die Adreſſe des Unter» 
hauſes gegen die Verordnung, betreffend die 
Heeresergänzung, an. Graf Cziraly ſprach 

für die Reviſion der Geſetze von 1848. 
Frankreich. Paris, 15. Januar. In 
der Sonnabend⸗Sitzung der vereinigten Sec» 
tion für Geſetzgebung, Krieg und Marine im 
Staatsrathe wurde das Enſemble der Armee: 
reform votirt. Die ſtaatliche Caisse d’Exo» 
neration iſt beibehalten, dagegen der Privat⸗ 
Induſtrie geitattet, ihr im Erſaßgeſchäfte be⸗ 
liebig Konlurrenz zu machen. Was die Re⸗ 
ſerve betrifft, ſo ſoll ſie nur durch ein Geſetz 
einberufen werden können, ausgenommen die 
erſten 50,000 Mann, d. i. diejenigen der 
Conſcriptionspflichtigen, welche die niedrigſten 
Loos nummern gezogen haben und die für 
event. Bedürfniſſe des Dienſtes zur Verfü⸗ 
gung des Kriegs⸗Miniſteriums bleiben ſollen. 
Geſtern Morgen verließen die letzten 
mexikaniſchen Transportdampfer den Hafen 
von Cherbourg. Die zehn erſten Trans- 
poriſchifſe zur Heimführung des franzöſiſchen 
Corps aus Mexiko ſind bei Martinique ber 
reits eingetroſſen; am 15. Februar ſoll die 
ganze Flotte vor Vera⸗Cruz zuſam men fein. 
Die Ankunft von politiſchen Flüchtlingen 
aus Spanien dauert noch immer fort. In 
Bayonne ſind flüchtig angekommen: Ar- 
mil, Miuiſter des Innern unter O'Donnell, 
und Don Manuel Bermudez de Caſtro, 
Minifer des Aeußern zur ſelben Zeit, jo 
wie die Deputirten Laſalle und Graf Pa- 
dilla. In Paris ſind flüchtig angelangt die 
Deputirten Graf Caſabianca, Caſall und 

Bernard. 

Italien. Florenz, 16. Jan. (Tel. 
Dep.) In der heutigen Sitzung der De⸗ 
putirtentammer legte Herr Scialoja ſeinen 
Finanzbericht vor. In demſelben werden die 
Motive und die Reſultate der Nationalan⸗ 
leihe von 400 Millionen, ſowie der Verord 
nung, durch welche den Bankbilleten Zwangs. 
cours verliehen wurde, dargelegt, ſodann wird 
eine Rechnung aufgeſtellt über die dem Lande 
durch den Krieg mit Oeſterreich erwachſenen 
- Koften, die auf 357 Millionen geſchätzt wer⸗ 
den. Der am Schluſſe des Jahres 1865 
5 kaſſen j Baarbeſtand 
im Laufe des 


lionen ermäßigt worden, wonach das ge- 
ſammte Defizit für das laufende Jahr 158 
Millionen betragen werde. Am Schluſſe 
ſeines Berichtes erneuert der Miniſter die 
formelle Erklärung, daß die Rente der Staats- 
ſchuld nicht herabgeſetzt werden würde. Mor⸗ 
gen wird Hr. Scialoja der Kammer die Mit- 
tel und Wege auseinanderſetzen, durch deren 
Anwendung er zu einem Gleichgewicht des 
Normal⸗Budgets zu kommen glaubt. 
lorenz, 17. Jan. (Tel. Dep.) 
Einer Mittheilung der „Opione“ zufolge, 
ſind die Unterhandlungen bezüglich der Bi⸗ 
ſchöfe beendigt. Der Papſt und Kardinal 
Antonelli werden den Staatsrath Tonen o 
nächſtens in einer Abſchiedsaudienz empfangen. 
Dänemark. Kopenhagen, 17. Januar. 
(Tel.⸗Dep.) Auf Seeland, Fünen, in Jüt⸗ 
land und Schleswig iſt der Eiſenbahnbetrieb 
gehemmt; in Jütland wüthet ein Schneeſturm 
von Nordnordoſt. In Langaa erreicht der 
lagernde Schnee die Telegraphendrähte, um 
Viborg beträgt ſeine Höhe 14 Fuß. 
England. London, 17. Jan. (Tel. 
Dep.) Aus New. Dork vom 16. d. Abends 
wird gemeldet: Die Radikalen ſetzen ihre 
Anſtrengung, den Präſidenten in Anklageſtand 


Morgens 8 Uhr paſſirt. 
Rußland. Petersburg, 17. Jan. 
(Tel. Dep.) Der Fürſt von Mingrelien, 


Rubel abgetreten. 
Petersburg, 16. Jan. (Tel. Dep.) 
Der ruſſiſche „Invalide“ ſagt in ſeiner 
militäriſchen Revue, die Friedensſtärke der 
Armee belaufe ſich auf 700,000 Mann, ſei 
daher gegen früher um 100,000 Mann ver⸗ 
mindert. Die Komplettirung auf Kriegs⸗ 
ſtärke könne nöthigenfalls innerhalb ſechs 


Wochen erfolgen. Die Artillerie werde nach 
zwei Jahren vollſtändig mit neuen Ge⸗ 
ſchützen verſehen ſein. 


Hinterladungsgewehre fertig werden. 


Lokales und Provinzielles. 
Danzig, 18. Jannar 

— (Unfere Mittheilung) über 
den Eiſenbahn⸗Unfall in Friedeberg N. M. 
müſſen wir dahin modificiren, daß der Cou« 
rierzug von Berlin am 15. d. M. nicht in 
Friedeberg entgleiſt, ſondern daſelbſt nur in 
Folge einer ſtattgefundenen Entgleiſung einer 
Maſchine mehrere Stunden aufgehalten iſt. 
Die Entgleiſung der Maſchine hat weder 
eine Beſchädigung von Perſonen noch von 
Wagen zur Folge gehabt. 

(Müß handlungen.) Am 12. d. M. 
Abends befand ſich der Arbeiter S. aus Neus 
ſchottland im Schanklolale des Kaufmanns 
Herrn Fiſcher in Neufahrwaſſer, als ſein 
Neffe der Arbeiter K. zu ihm herantrat und 
ihn auffordert zu tractiren. Als S. dieſes 
verweigerte, wurde er von letzterem bedroht, 
jedoch von den anderen anweſenden Gäſten 
vor Mißhandlungen geſchützt. Der K. ent⸗ 
fernte ſich bald darauf und als ſpäter der 
Arbeiter S. ebenfalls ſeinen Weg nach Hauſe 
cinſchlug, wurde er auf der Strecke nach Le⸗ 
gan del dem Arbeiter K. erwartet, der dann 
ohne Weiteres über ihn herfiel und dem S. 
mehrere Contuſionen im Geſicht beibrachte 
und ihm auch die Augen blutrünſtig ſchlug. 
Der hinzugekommene Stieſvater des K. ſchützke 
den S. vor weiteren Mißhandlungen. 

— (Gewerbe⸗ Verein.) — Nach⸗ 
dem Herr Rickert die geſtrige Sitzung eröff— 
net, hielt Herr Dr. Liévin eine Vorleſung 
über die Cholera mit Bezug darauf, daß 
dieſelbe ein Schooßkind Danzigs iſt und 
bleiben wird ſolange die Waſſerleitung⸗ und 
Kanaliſationsfrage unerledigt iſt. Herr Helm 
fragt, an den Vortrag anknüpfend, ob Herrn 
Dr. Lievin etwas Näheres über die von 
Aerzten und Chemikern neuerdings im Waſ⸗ 
ſer entdeckten Schleimalluvien bekannt ſei? 
Herr Dr. Liévin erklärt dieſelben als die in 
ſeinem Vortrage gedachten animaliſchen und 
vegetabiliſchen Verunreinigungen. Herr Rickert 
ſpricht Namens der Verſammlung den Dank 
für den Vortrag aus, durch welchen wiederum 
eine für die Stadt ſo unendlich wichtige An⸗ 
gelegenheit auf die Tagesordnung gebracht 
iſt. Mit dem Kanalſyſtem glaube er ſich 
jedoch nicht einverſtanden erklären zu können, da 
(abgeſehen vom Koſtenpunkt) nicht das damit 
erreicht werden würde, was man bezüglich des⸗ 
ſelben hier wünſche. Wegen der Mlittelbe- 
willigung wäre in der Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung noch nie die Rede geweſen. Herr 
Dr. Ltévin bemerkt, daß die öffentliche Mei- 
nung ſich nicht gegen das Projekt ausge⸗ 
ſprochen habe, ſondern nur einflußreiche Per⸗ 


ſönlichkeiten in Kreiſen, die ſich der öffent⸗ 
eshalb ſei 


lichen Disluſſion entziehen. Sache 
leidet worden, weil man nicht die Wohlfahrt 
der Stadt, ſondern Sonderintereſſe als Mo⸗ 
tiv für die Einführung darin erblickte. Red⸗ 
ner aber würde ſich jetzt auf den verlaſſeuen 
Poſten als Vorkämpfer der guten Sache jtel- 
len. Herr Helm iſt der Anſicht, daß der 
Magiſtrat und die Stadtverordneten-Ver⸗ 
ſammlung der Frage ſelbſt nicht entgegen⸗ 
ſtehen, nur der Koſtenpunkt habe feine Geg— 
ner. Würde aber ein gut ausgearbeitetes 
Prolekt ausgelegt werden dann könne man 
eines günſtigen Reſultates ſicher ſein. Herr 
Dr. Liévin: Wenn die Frage fo läge, daß 
die Stadt dabei Banlkerott machen müßte, 
dann würde Redner auch davon abſtehen und 
lieber das Leben als die Selbſtändigkeit 
opfern. So liege die Sache aber nicht; für 
die Leiſtungen erwachſen Öegenleiftungen, die 
man jetzt nur zu gering verauſchlage. Herr 
Helm macht darauf aufmerkſam, daß kleine 
Familien, wenn die Waſſerleitungen in den 
Häuſern ſind, das Geſinde entbehren und 
wiederum größere Familien die Dienſtboten 
ſtatt des Zeit verſchwendenden Waſſertragens 
mit andern Arbeiten beſchäftigen können. Herr 
Block beantragt im Hinblick auf die großen 
Vortheile der Kanaliſation eine Petition auf 
Durchführung derſelben beim Magiſtrat ein⸗ 
zubringen. Herr Dr. Korn hält dafür, daß 
es wünſchenswerth ſei, zuvor noch die öffent» 
liche Meinung in der Frage zu hören. Herr 
Preußmann iſt der gleichen Anſicht, da man 
namentlich noch nicht einig darüber fei, wel⸗ 
ches Projelt das Wiebeſche oder Mooreſche 
oder das Siel⸗ oder Abſuhrſyſtem zweckmä⸗ 
Biger fei. Der Düngerverluft ſei zu beden⸗ 
ken und deshalb die Erfahrung ‚ande 
rer großer Städte zu Nutze zu machen, Herr 
Dr. Lievin glaubt behaupten zu dürfen 
daß ein geordnetes Sielſyſtem die zweckmä⸗ 
ßigſte Einrichtung iſt, jedoch dürfe man Lon⸗ 
don nicht als Vorbild nehmen, eher Hamburg 
obgleich in Letzterem neuerdings auch noch 
Verbeſſerun gen getroffen würden. Die Städte 
hätten nicht die Aufgabe, die Dunggruben 
für den Landmann zu ſein, ſondern Indu⸗ 
ſtriezwecke zu verfolgenz aber man könne auch 
dieſen Nutzen mit einem guten Sielſyſtem 
verbinden. Die Sigung wird wegen vorge 
rückter Zeit geſchloſſen und die unerledigten 
Fragen, ſo wie die neu hinzugekommenen: 
ob eine eigene ſtädtiſche Feuerverſicherung 
nicht zweckmäßig ſein würde? Und ob die 
Frankfurter Lotterie zu empfehlen ſei? Auf 
die nächſte Tagesordnung gebracht. Im Gewer⸗ 
beverein hat die Vorleſung des Herrn Dr. 


Im laufenden Jahre 
würden 300 gezogene Geſchütze und 300,000 


bereit, „die guten Stücke“ 
ver- prophezeit, zu beſchaffen, falls die Mädchen 


Lievin nicht fo ſchnell zu einem Beſchluſſe 
geführt als im Handwerker-Verein, was wohl 
darin ſeinen Grund hat, daß im Handwer⸗ 
kerverein mehr Miether und im Gewerbever⸗ 
ein mehr Hausbefiger betheiligt geweſen find, 
Letzteren fuhr bei der Bezeichnung der für 
die Einrichtung der Kanaliſation disponible 
zu ſtellenden Summe ſichtlich ein Schreck 
durch die Glieder und vielfaches Murmeln: 
ja der Herr Doktor hat gut reden, der weiß 
nicht wo der Schuh drückt!“ wurde hörbar. 
Da war es denn Herr Block, welcher als 
Hausbeſitzer mit gutem Beiſpiel voranging 
und für das Allgemeinwohl durch ſeinen An⸗ 
trag eintrat: Hoffentlich wird dies Beiſpiel 
Nachahmung finden! 

— (Gerichtsverhandlung en vom 
17. Januar c.) 1. Frau Wilhelmine Möws 
iſt angeklagt in der Nacht zum 4. Novbr, 
pr. dem Schutzmann Ilge bei Gelegenheit 
einer Arretirung thätlichen Widerſtand gl 
leiſtet zu haben. Durch die Ausſagen zweier 
Frauen welche die Scene aus dem gegenüber⸗ 
liegenden Hauſe zugeſehen, wird die Anklage 
entkräftet und die Möws deshalb freigeſprochen. 
2. Die Frau Jeanette Schmidt geb. Carol 
welcher die früher innegehabte Approbation 
als Hebamme entzogen worden, iſt angeklagt 
deſſenungeachtet die Wittwe Holm am 22. 
Oktober pr. entbunden zu haben. Durch das 
Zeugniß der Frau Holm iſt jedoch ein Noth- 
fall konſtatirt und wird die wegen Hebammen⸗ 
pfuſcherei Angeklagte freigeſprochen. 3. Die 
Wütwe Karoline Wulff aus Nenfahrwaſſer 
iſt angeklagt einen am Bröſener Strande 
zum Trocknen ausgelegten Fiſcherrock ſich 
widerrechtlich angeeignet zu haben. Durch 
das Zeugniß des Arbeiter Bronsczinski wird 
indeſſen nachgewieſen, daß die Frau Wul 
die Abſicht gehabt hat, den gefundenen Rock 
an die Polizeibehörde abzuliefern und wird 
deshalb von der Anklage freigeſprochen. 4. 
Der Deputatknecht Johann Ocker iſt ange⸗ 
klagt dem Gutsbeſitzer Drigalski zu Matern 
einige Kloben Holz entwendet zu haben. Der 
Angeklagte räumt dies zwar ein, glaubt jer 
doch ein Recht hierzu gehabt zu haben, da 
ihm in ſeinem Dienſtverhältniß Deputatholz 
zuſtand. Der Inſpektor Juhr beſtätigt Lege 
teres bezüglich der Winterperiode. Der Ge- 
richtshof erkennt aber in dem Verfahren des 


Angeklagten eine unerlaubte Selbſthilfe und 


verurtheilt denſelben zu 1 Woche Gefängniß. 
5. Am 9. November pr. begaben ſich die bei⸗ 
den Mädchen Renate Brandt und Louiſe 
Müller zur Zimmergeſellenfrau Wodetzki 
welche im Rufe einer guten Kartenlegerin 
ſteht, um ſich die Zukunft enthüllen zu laſſen. 
Frau Wodetzki prophezeite denn auch den 
Mädchen „daß ihnen ein gutes Stück zuſtehe“ 
worüber dieſelben um ſo mehr erfreut waren 
und dies zutreffend fanden, als ſie ſich 3 
Thaler erſpart hatten, um dafür Mäntel 
zu kaufen. Sie erzählte deshalb ihr Vorha⸗ 
ben der Wodetzki und dieſe zeigte ſich ſofort 
welche die Karten 


ihr die 6 Thaler einhändigten. Zutrauens⸗ 
voll legten dieſe das Geld in die Hände der 
Kartenlegerin, aber es vergingen viele Wo⸗ 
chen und die erſehuten Mäntel gelangten 
nicht in ihren Beſitz. Inzwiſchen erfuhren 
die Eltern der Mädchen dieſe Angelegenheit 
und erhoben polizeiliche Anklage gegen die 
Wodetzkti. Der Ehemann der Verklagten 
hat zwar inzwiſchen eine Ausgleichung durch 
den Verkauf eines Spindes vermittelt, indeſſen 
iſt jeine Ehefrau dadurch nicht von der An- 
Hage wegen Unterſchlagung befreit worden, 


da ſie ſelbſt zugeſtanden, daß ſie das Geld 
in ihrem Nutzen verwendet hat und wird 
dieſelbe zu 1 Monat Gefängniß 


und 1 Jahr Ehrverluſt verurtheilt. — 
6) Die Arbeiter Adam Grabinski und 
Valentin Gromkowski find angeklagt, 
in der Nacht vom 23. zum 24. November 
pr. aus der Scheune des Gutsbeſitzer Kumm 
zu Hochſtrieß 2%, Scheffel Weizen geſtohlen 
zu haben. Dieſelben wollten das Getreide 
beim Kaufmann Zimmermann in Langfuhr 
verkaufen und wurden hierbei als Diebe er⸗ 
mittelt. Beide ſind geſtändig und beſtreiten 
nur den Verſchluß der Scheune. Letzterer 


kann nicht konſtatirt werden und ſomit wer- 


den die Augellagten wegen einfachen Dieb⸗ 
ſtahls zu je 1 Monat Gefängniß und 1 
Jahr Ehrverluſt verurtheilt. 7) Am 30. 
September pr., Abends 10 Uhr, gebot der 
Ortsſchulze Herr Epp den im Kruge zu 
Pietztendorf zechenden und lärmenden Gäſten, 
das Lokal zu verlaſſen, und gab feinem Ber 
fehle dadurch Nachdruck, daß er die Knechte 
Joſeph Steinke und Auguſt Zarogtzli, 
welche noch nicht Luſt dazu zeigten, an die 
Luft ſetzte. Hierbei leiſteten die Genannten 
in trunkenem Zuſtande abſichtslos einen ge» 
ringen Widerftand, weshalb der hohe Ge⸗ 
richtshof in Anbetracht ihres damaligen 
Zuſtandes auf Freiſprechung erkennt. 8) 
Die unverehel. Suſ. Flor. Wodes ki 
wurde am Abend des 4. d. M. von dem 
Schutzmann v. Repke in der Mauſegaſſe 
mit einer Kiepe voll eichener Holzabſchnitte 
angetroffen, die auf Nachfrage deu Arbeits- 
leuten des Kaufmann Weinberg'ſchen Holz⸗ 
feldes geſtohlen waren. Sie leugnet zwar, 
wird aber überführt und im wiederholten 
Rückfalle zu M. Gef. und 1 J. Ehrverl. verurth. 
9. Der engliſche Matroſe Johann Harriſon, 
welcher ſeinem Capitain ein Portemonnaie 
mit 50 Thalern entwendet und einen Theil 
des Geldes in ſeinem Nutzen verwendet hat, 
wird mit 2 Monaten Gefängniß und 1 Jahr 


Ehrverluſt beſtraft. Der Angeklagte befand 


ſich zur Zeit des Diebſtahls nicht mehr mt 
Dienſtverhältniß zu feinem Capitain, ſondern 
auf Anordnung des Conſuls wegen Strei— 
tigleiten mit dem Steuermann, als Paſſagier 
an Bord. 10. Das Dienſtmädchen Louiſe 
Tetzlaff iſt geſtändig, in zwei verſchiedenen 
Dienſten Veruntreuungen begangen zu haben 
und wird mit 4 Wochen Gefängniß beſtraft. 
11. Die Dienſtmädchen Emilie Roggatz und 
Auguſte Groß find angeklagt von den Mar 
ſchinenbauer Tibbeſchen Eheleuten 6 Thaler 
Fuhrlohn erſchwindelt zu haben, um eine 
Geldſumme, welche ſie in Damerau geſtohlen 
und gemeinſchaftlich vergraben haben wollten, 
abzuholen. Da die Groß im Gefängniß an 
Wahnſinn ſimulirt und die Noggag alle 
Schuld auf dieſe ſchiebt, mußte die Sache 
vertogt werden. 

Königsberg. Durch beſtätigtes kriegs 
rechtliches Erkenntniß find die Kanoniere Mat- 
telatzund Syperek von der 3. Munitionsko⸗ 
lonne des Oſtpreußiſchen Feldartillerieregi⸗ 
ments Nr. 1 wegen Erpreſſung im Kriege 
und mehrerer anderer Vergehen Jeder unter 
Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande zu vier 
Jahren Zuchthaus und Stellung unter Po⸗ 
lizeiaufſicht auf gleiche Dauer verurtheilt 
worden. 


Seudel und Verkehr. 

Stettin, 17. Januar. (St.-⸗Anz.) Wei⸗ 
zen 82—89, Januar 86%, G., Frühjahr 88%, 
bis 8988 ½ bez. Roggen 55—56, Jauuar 
55 bez, Frühjahr 55¼½ —56 bez. u. Br., 
Rüböl 12, Januar 11¼, April-Mai 12¼ 
Br. Spiritus 16½ bez., Januar 16%; G., 
Frühiahr 17—17½ bez. 

Berlin, 17. Januar. (St.⸗Anz.) Wei⸗ 
zen loco 78 — 89 & nach Qualität, gelb. 
uckermärk. 86 %, weißbunt galiz. 83. 
bez., Lieferung pr. Januar 82 * uominell, 
April⸗Mai 82¾—83 bez., Mai⸗Juni 84 
Br., Juni⸗Juli 85 % Br. 

Roggen loco 79—84 £4, 56¾ 58 3 
ab Bahn bez., pr. Januar 57/—56¼.— 
57¼ bez., Jannar-Februar 56¼ . bez. 
Frühiahr 56% —56— 7, bez. u. Br., / 
G., Mai⸗Juni 56¼½¼ . 0 —7i . bez. u. Br. 
1, G., Juni⸗Juli 57 Br., Juli⸗Auguſt 
56 & bez. 

Gerſte, große und kleine, 46—54 
Yr 1750 U. — 

Hafer loco 26—29 K, ſchleſ. 28¼ , 
ſächſiſcher 28¼ / ab Bahn bez., pr. 
Januar 28 % Br., Januar⸗ Februar —, 
Frühiahr 28%, 4 nom., Mai-Juni 29¼ 
. Br., Juni⸗Juli 59½ . Br. 
Erbſen, Kochwaare 60—68 % , Fut⸗ 
terwaare 52—60 bez. 

Leinſöl loco 13% 


Spiritus loco ohne Faß 17 Yya— 


% K bez. pr. Januar, Januar⸗ Februar u. 
Februar-März 17 bez. u. Br., 161%, G., 
April⸗Mai 173, ½ & bez. u. G., ½ Br. 
Mai⸗Juni 17½ — ½ bez. u. G., ½2 Br. 
Juni-⸗Juli 17% nominell. 

Danzig, 18. Januar 1867. 

i Bahnverkäufe. 

Weizen, hellbunt, fein und hoch⸗, 
bunt: 124/5 — 126 ( 97½, 100 — 99, 
103 ; 127—129 . 100, 105-102 ½, 
106 ; 130,—131/2 44, 132—133 & 
fein 105, 108½ „., — Weizen bunt, 
dunkelbunt und abfallende Qualität 118/19, 
121/22, 87½, 89 — 90, 90½ ,, 122/23 
124/256 92, 9493, 94 Ir, 126/278, 
94, 96 . d 8 . 7 Schffl. 


einzuwiegen. f 
Roggen, 120—12244, 58,58 ¼ —59½, 


59¼ % 124 — 126 4 601%, 60% —61½, 
61¾ Se, 127 128 4. 62 — 62% 
„ 81/ . preuß. Schffl. einzu⸗ 
wiegen. 


Gerſte, kl. Futter⸗ 98,100 — 103/4, %% 
46 46½—47¼, 48, Gr Yar 7244. Ir Shif.. 
einzuwiegen.— Gerſte, kl. Malz- 102 - 10444, 
47½ — 49, 51, Gr 106 — 108 € 
51, 51½ 52, 53 . 110 K 52½ 
53½ n ver gemeſſenen Scheffel. — Gerſte, 
große Malz⸗ 105— Ca, 51 52/107 
110 2. 52½ 53½%—54, 55 „ 112—114 
u 54½ 55½½ — 56 J. Mm 72 cs. 
dr Scheffel einzuwiegen. 

Hafer 27½ 30 31 Gr ur 50%. der 
Scheffel einzuwiegen. 

Erbſen, weiße Koch 62½,— 64, 65 
Sr, abfallende 57 58—60 61 SH. 90%, Yer 
Scheffel einzuwiegen. | 

Spiritus: ohne Geſchäft. 

Danziger Börſe. 
Börſenverläufe: 

Die heute verkauften 180 Laſt Weizen 
brachten ziemlich geſtrige Preiſe; einzelne 
Verkäufe fielen zu Gunſten der Käufer aus. 

Bedungen wurde: für 124 ga, 123 . 
bezogen 2. 520, desgleichen 4 525, 
123/24 C. desgleichen „ 537%, 122 C. 
, 540, bunt 123 4, 2 575, 585, 
124,25 , 125 6. A 587 ½%, 127,28 C 
bezogen „ 590, 128,9 4. Sommer- 
, 595, gut- und hellbunt 120 44 , 590, 
127 % A 595, 125/26 f, 128 . . 
600, 127/28 c. 2. 605, 126 , 127 @, 
128 4, „2. 610, 128/29 g. . 615, 127 
e, 128 44 72. 620, hochbunt 132 & . 
640 er 5100 & Yr Laſt. 5 

Roggen feſt. 120 , 351, . 

4910 K. 


352½, 123 % . 357 re 
* Sage u . 
erſte kl. 164 24 , 300, gr. 110 
A 318 vu 4320 c Ye Laſt. 5 8 
Wicken 2 360 der 5400 4. der Laſt. 


Sobotka (konſervativ); 


Am Krönungsfeſte 1867. 


Der Herr iſt groß, und ſeine Macht 
Bis an der Welten Ende; 
Daß er bis hieher uns gebracht, 
Iſt ſeiner Gnade Spende. 
Gar klein war unſer Vaterland; 
Doch feiner Liebe Allmachts hand 
Hat Croßes uns gegeben: 
Ihn laſſet uns erheben! 

In unſcheinbarer Niedrigkeit 
Begann des Landes Namen; 
Jedoch er wuchs im Lauf der Zeit 
Durch Hohenzollerns Saamen. 
Daß er uns ſolche nr gab, 
Die ſich erwählten Gott zum Stab, 
Das iſt vom Herrn geſchehen: 
Ihn wollen wir erhöhen! 

Wie manches Unglück traf das Land, 
Wie manche Noth und Plage! 
Der Herr hat Hülfe uns geſandt, 
Geſtillt des Volkes Klage. 
In gottergebner Freudigkeit 
Stand einig Fürſt und Volk im Streit 
Um Freiheit, Gut und Leben, 
Bis Gott den Sieg gegeben. 

Die Völker pflogen oftmals Rath, 
Uns gänzlich zu verderben, 
Der arme, kleine Preußenſtaat, — 
Er ſollte ewig ſterben. 
Oft war recht groß ſchon die Gefahr, 
Doch wenn die Noth am größten war, 
Trat Gott auf unſere Bitte, 
Als Held in unſre Mitte. 

„Hier Schwert des Herrnund Gideon!“ 

Klang's da im Kampfgetümmel; 
Bald ſchwieg der Feinde Spott und Hohn, 
Es ſiegte Gott im Himmel. 
Es mehrte Gottes Vaterhand 
Nach jedem Kampfe unſer Land; 
Wir prieſen feine Güte, 
Mit fröhlichem Gemüthe. 

Als jüngft die Völker um uns her, 
In Wuth und Zorn entbrannten, 
Und unſre Herzen, ſorgenſchwer, 
Kaum einen Troſt noch fanden, 
Da ſanken wir wohl in den Staub 
Und flehten: „Gieb uns nicht zum Raub 
Den Feinden, hilf uns ſiegen, 
Laß uns nicht unterliegen!“ 

Und Gott erhörte das Gebet, 
Der Demuth heißes Flehen; 
Daß jetzt des Friedens Palme weht, 
Das iſt vom Herrn geſchehen. 
Nicht unſre Macht hat es gethan: 
Der Herr ſtand bei uns auf dem Plan! 
Boruſſia, lobſinge, 
Daß es zum Himmel dringe! . 

Des Preußenlandes Krönungsfeſt 
Ruft heute uns zuſammen; 
Laßt Gott, der's uns erleben läßt, 
Die Dankaltäre flammen! 
Lrbſinget ſeiner Wundermacht, 
Die uns bis hieher hat bewacht; 
Vernimm, Herr, unſre Lieder, 
Blick gnädig auf uus nieder! 

O ſchirme ferner unſer Land, 
Den König und die Krone, 
O ſegne uns mit Deiner Hand 
In Chriſto, Deinem Sohne! 
Sei unſre Burg und Zuverſicht, 
O bleibe unſer Troſt und Licht! 
Wir wollen uns Dir weihen: 
Gieb Segen und Gedeihen! 

C. F. Wiedring. 


Norddeutſches Parlament. 

— Im zweiten Berliner Wahlbezirk iſt auf 
Vorſchlag der Herren Dr. Pflugk und Tweſten der 
Ober Tribunals⸗Rath Waldeck als Kandidat von 
der Fortſchrittspartei angenommen und beſchloſſen 
worden, nur dieſe Kandidatur iu Vorſchlag zu 
bringen. 

— Im oſthavelländiſchen Kreiſe (Potsdam) 
wird von konfervativer Seite der Ober-Präſident 
Hr. v. Jagow als Kandidat aufgeſtellt. 

— In einer Ve ſammlung der liberalen 
Wähler des Neuruppin⸗Templiner Wahlbezirks iſt 
der Rittergutsbeſitzer v. Arnim ⸗Gerswalde als 
Kandidat aufgeſtellt worden. 

— In Stettin iſt von der Fortſchrittspartei 
an Stelle des Hrn. Michaelis, welcher im Wahl⸗ 
kreiſe Uckermünde-Uſedom-Wolliu eine Kandidatur 
angenommen hat, der Konſul Hr. Müller aufge⸗ 
ſtellt. Ein anderer Theil der liberalen Partei 
will aber an Hrn. Michaelis feſthalten. 

— Im Neuſtettiner Kreiſe ſchwaukt, nach der 
„Voſſ. Ztg.“, die Wahl zwiſchen dem bisherigen 
Abgeordneten Geh. Rath Wagener und dem 

Grafen v. Kleiſt⸗Juchow (gleichfalls lonſerv.) 

— In Greifswald werden von der liberalen 
Partei Geh. Ralh Baumſtark und Landrath z. 
D. v. Hagenow⸗Langenfelde in Ausſicht genommen. 

— In Stargard werden als liberale Kandi⸗ 
daten außer Hrn. v. Mühlenbeck⸗Gr. Wachlin 
noch die Herren Schulze-Billerbeck und Rechtsan⸗ 
walt Sehlmacher in Pyritz für Pyritz Saatzig 
auftreten. Kandidat der konſervativen Partei iſt 
der Landrath Herr v. Schöning Kandidat der 
Altliberalen der Juſtiz⸗Miniſter a. D. v. Bernuth. 

— Aus Poſen, 13. Januar, ſchreibt man der 
„Oſtſ.⸗Ztg.“: Das deutſche Ceutral⸗Wahl⸗Comiteé 
für die Abgeordnetenwahlen zum Norddeutſchen 
Reichstag in der Provinz Poſen hat in ſeiner 
geſtrigen Sitzung die Kandidatenliſte für die ein⸗ 
zelnen Wahlbezirke der Provinz feſtgeſtellt. Die 
vorgeſchlag nen Kandidaten find: 1. Wahlkreis 
gen Regierungsrat Krieger aus Poſen (liberal), 
. Wahlkreis Samter⸗Birnbaum⸗Obornik Ritter⸗ 

utsbeſitzer v. Saenger ⸗Polajewo (altliberal); 3. 
Wahlkreis Meſeritz⸗Bomſt Staats-Minifter a. D. 
v. Bernuth (altliberal), oder Rittergutsheſitzer 
v. Unruh⸗Bomſt (konſervativ); 4. Wahlkreis Buk⸗ 
Koſten Nittergutsbefiger Delhaes⸗Czorpin dalt⸗ 
liberal) 3 5. Wahlkreis Kröben Staats-⸗Miniſter 
D. von Bonin (altliberal); 6. Wahlkreis Frau- 
gen Kreisrichter v. Puttkammer (liberal); 7. 
ahltreis Schrimm⸗Schrodg Rittergutsbeſitzer v. 
Tempelhoff⸗Dombrowla (altliberal); 8. Wahlkreis 
Wreſchen⸗Pleſchen a e v. Stiegler⸗ 
Wahlkreis Krotoſchin 

noch nicht beſtimmt, 10. Wahlkreis Adelnau-Schild⸗ 
berg Staats miniſter a. D. Graf v. Schwerin (alt 
liberal); 11. Wahlkreis Ezarnikan, Chodzieſen v. 
Bethmann⸗Hollweg (altliberal), 12. Wahlkreis 
ee en v. Saenger⸗Gra⸗ 
bowo (altliberal), 13. Wahlkreis Bromberg Nitter- 
gutsbefiger v. Leipziger⸗Petrunke (altliberal), 14. 
Wahltreis Inowraclaw⸗Mogilno Rittergutsbeſitzer 


v. Tſcheppe⸗Broniewiee (konſervativ), 15. Wahl⸗ 
krei» Gneſen⸗Wongrowitz Rittergutsbeſitzer Iffland⸗ 
Klebowo (altliberal). Die Aufſtellung dieſer 
Kandidatenliſte iſt das Reſultat eines Kompro⸗ 
miſſes zwiſchen ſämmtlichen politiſchen Parteien. 
Die Wahl iſt daher faſt durchweg auf gemäßigte 
liberale Männer gefallen und es läßt ſich erwar⸗ 
teu, daß die Einigkeit der Parteien, welche ſich 
bei der Aufſtellung der Kandidatenliſte jo glän⸗ 
zend bewährt hat, auch beim Wahlakt ſelbſt nicht 
geſtört werden wird. Die deutſche Bevölkerung 
überwiegt die polniſche nur in 5 Wahlkreiſen. 1. 
im Wahlkreiſe Samter-BirnbaumsObornid, 2. im 
Wahlkreiſe Meſeritz-Bomſt, 3. im Wahlkreiſe 
Frauſtadt, 4. im Wahlkreiſe Czarnikau-Chodzieſen 
5. im Wahlkreiſe Bromberg. Nur in dieſen 5 
Wahlkreiſen iſt daher, wenn die deutſchen Wähler 
ihre Schuldigkeit thun, mit Gewißheit die Wahl 
deutscher Abgeordneten zu erwarten. Darauf darf 
die dentſche Partei gefaßt ſein, daß die polniſchen 
Wähler bis auf den letzten Mann bei der Wahl- 
urne erſcheinen werden. 

— In Krotoſchin wurde bei einer Vorberathung 
von polnischen Wählern als Kandidat der Ritter⸗ 
gutsbeſitzer v. Gräve auf Borek aufgeſtellt und 
außer ihm noch der Rittergutsbeſitzer v. Chelmicki 
auf Goſiewo in Vorſchlag gebracht. 

ee Aus dem Chodzieſen⸗Czarnikauer Wahl- 
kreiſe wird der „Poſ. Ztg.“ gemeldet, daß die 
Kandidatur des Hru. Landraths v. Kehler zurilde 
gezogen reſp. aufgegeben, dagegen mit ſicherer 
Ausſicht zu reuſſiren, die des Hru. Generals v. 
Steinmetz . iſt. 

— Aus Glogau ſchreibt der „Niederſchleſ. 
Anz.“: In konſervativen Kreiſen hat man von 
einer Kandidatur des Grafen v. Rittberg im hie 
ſigen Wahlkreiſe abgeſehen, dagegen beſchloſſen, 
die Kandidatur des Rechtsanwalts Haack zu be⸗ 
kämpfen und den Appellations-Gerichts-Nath Dr. 
Falck als Kandidaten aufzuſtellen. 

— Aus dem Oels-Wartenberger Wahlkreiſe 
ſchreibt man der „Schleſ. Ztg.“: Nachdem feſt⸗ 
ſteht, daß die Kreiſe Oels und Wartenberg zur 
ſammenwählen, iſt als Abgeordneter von den her⸗ 
vorragendſten Inſaſſen beider Kreiſe der Prinz 
Biron von Curland in Poln.⸗Wartenberg in Aus- 
ſicht genommen. 

— In Tilſit iſt Graf Keiſerlingk-Rautenburg 
Kandidat der Regierungspartei. 

— Im Thorn⸗Culmer Wahlkreis wird, wie 
verlautet, Graf Eulenburg als konſervativer Kan- 
didat aufgeſtellt werden. 

— In Merſeburg ſtellen die Konſervativen 
den General⸗Feuer⸗Societäts⸗Direktor v. Hüllſen 
in Querfurt den Rittergutsbeſitzer Pieſchel auf. 
Die Fortſchrittspartei hat den Rechtsanwalt Wölfel 
zu Lützen in Ausſicht genommen. 

— In Quedlinburg kandidatirt von Seiten 
der Fortſchrittspartei der Stadtgerichts-Rath Klotz 
von Berlin. 

— In Köln iſt von den Kouſervativeu Hr. 
Camphauſen und Hr. v. Ammon, von der Fort⸗ 
ſchrittspartei Hr. Bürgens (Redakteur der „Rhein. 
Ztg.“), von den Laſalleauern Hr. Rittingshaus 
als Kandidat aufgeſtellt. 

— Im Wahlkreis Wittgenſtein⸗Siegeu⸗Bieden⸗ 
kopf hat man Herrn v. Patow in Wetzlar Hrn. 
Faucher als Kandidaten aufgeſtellt. 

— In Bonn wurden vom „eonſtitutionellen 
Verein“ Profeſſor v. Sybel, Abg. Frhr. v. Proff⸗ 
Irnich und der katholiſche Geiſtliche Dickmann 
verge lagen, von denen Erſterer die Majorität 
erhielt. Von den Koönſervativen ſoll hier der 
frühere Berghauptmann Geheimrath v. Dechen 
aufgeſtellt werden. 

— In Düſſeldorf iſt Kammerherr Raitz von 
Frentz als eonſervativer Kandidat acceptirt. 

— Ju Simmern wird der Geheime Nath 
Dr. Landfermann in Koblenz in Ausſicht ge— 
nommen. 

— Für Hohenzollern werden als Kandidaten 
genannt der Staatsanwalt Evelt in Hechingen, 
Vegierungsrath v. Rour in Sigmaringen und 
Ober⸗Bürgermeiſter Seydel in Berlin. 

— Die in Naſſau vor der nationalen Partei 
ernannten Vertrauensmänner haben vorgeſchlagen: 
1. Hrn. Hergenbahn. 1848 Miniſter und als 
Mitglied der Paulskirche zu der Partei gehörig, 
welche damals nach Gagern benannt ward, 2. 
Dr. Karl Braun, 3. Gutobeſitzer Ludwig Born, 
4. Gutsbeſitzer Johann Knapp, 5. Dr. Friedrich 
Frhrn. v. Schwartzkoppen⸗Rottorf. 

— Aus Hannover vom 13. Jannar wird dem 
„Hamb. Corr“ geſchrieben: Die gemeinſchaftliche 
Volks⸗Verſammlung der Partikulariſten und der 
Arbeiter zur Beſprechung der Parlamentswahl 
die heute Nachmittag hier ſtattfand, iſt ſehr ſtür⸗ 
miſch verlaufen. Redakteur Eichholz ermahnte, 
die Freiheit nicht der Einheit zu opfern. Lehrer 
Behre empfahl die Wahl des Exminiſters von 
Münchhauſen und wurde darin von mehreren 
Redneru unterſtützt, während Diejenigen, die für 
R. v. Beunigſen plaidirten aus der Verſammlung 
ſelbſt durch Schreien und Toben in der Fortſetzung 
ihrer Reden unterbrochen wurden. Der Lärm 
wurde ſo arg, daß der Vorſitzende ſelbſt ſich kein 
Gehör mehr verſchaffen konnte und ſich genöthigt 
ſah, die Verſammlung nach kaum anderthalb» 
ſtündiger Dauer zu ſchließen. 

(Schluß folgt.) 


Bekanntmachung. 

Fir den in den Jahren 1867 und 1868 in Aus- 

ſicht ſtehenden Bau einer Kreischanſſee von 
Schöneck in der Richtung nach Pr. Stargard 
bis zur Kreisgrenze in der Läuge von etwa 3/4 
Meilen ſoll mit Bezug auf die event. Ausgebung 
deſſelben in Entrepriſe ein wiederholtes Yegita- 
tions-Verfahren ſtattfinden. Zu dieſem Behnfe 
wird hiermit ein Termin auf den 
4. Februar c. Vormittags 9 Uhr 
im Lokale des Reſtaurateurs Grichow bierjelbfl 
anberaumt, zu welchem Unternehmungsluſtige mit 
dem Bemerken eingeladen werden, daß Anſchlag 
und Kontrakts⸗Entwurſ im landräthlichen Bitreau 
hierſelbſt eingeſehen werden können, und daß jeder 
Bieter ſich über feine Qualification, Zuverläſſig⸗ 
keit und Vermögen bis 3000 rtl. für Beſtellung 
einer Kaution zuvor durch glaubwürdige Zeng⸗ 
niſſe auszuweiſen bat, 

rent, den 14. Januar 1867. 


E 
Die ſtändiſche Chauſſeebau⸗Rommiſſion. 
Cin kleiner Pudel, ſchwarz m. 
weißen Streifen hat ſich vor 
einigen Tagen eingefunden. 
Eigenthümer kann denſelben Sandgrube, 
Wallgang 7 abholen. 


Druck und Commiſſionsverlag von 3. W. Wen dt in Danzig. 


von gut. Kalbleder 2 rtl. 20 g., Fahlled. 2 rtl. 15 fgr., 


9 
Ah Doppelſohle 3 rtl., Stiefel mit Gummizügen 2 rtl. 20 
5 f ) fgr. empfiehlt die Schub- und Stiefel⸗Fabrik von 


A. Bethmann, 


NB. Knabenſtiefel und Gummiſchuhe ebenfalls änßerſt billig. 1, Damm 6. 


Damengamaſchen ſ. v. 1½ a. 15/12 u. 14/5 rtl zurückgeſetzt. 
eee 


Ne 
2 5 Druck und Verlag der West- Preussischen Zeitung. 
* 5 an ; Sr 


— 
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| Kern 
Die 


& Kunst- und Buchdruckerei 
R. W. WENDT 


DANZIG 
70. FIlundegasss'7oOi 


empfiehlt sich zur sorgfältigsten Ausführung aller vorkommenden Arbeiten, 1.5 


G 


5 


als: 
Zeitschriften und Werkefjeder Wissenschaft und in jeder Sprache Jahres- 
Berichte und Statuten für Commandit-Gesellschaften, Vereine ete., Cireulare 
Formulare und Schema's, Preis-Courante, Geschäfts-, Fmpfehlungs-, Visiten- 
und Speise-Karten, Rechnungen, Gelegenheits-Gedichte (auf Wunsch Dich- 


tung), Facturen, Empfangszettel, Geschäfts-Anzeigen, Etiquettes in Schwarz- 
und Bantdruck ete. ete. 


Placatevom kleinsten bis zum grossartigsten Format schnell, billigst und aweckentsprechene 


e un —— ren 


Auf Lager: Rechnungen, Anweisungen, Bank-Diskontoscheins gte. 
Pensions-Quittungen, Anmeldescheine, Mieths- u. Lehr-Contracte S. 


Se le 


Zu dem Morgen den 19. d. im großen 
Saale des Schützenhauſes zu meinem 
Beſten ſtattfindenden Conzert erlaube ich 
mir nochmals ganz ergebenſt zu recht] St. Nicolai. Fruhmeſſe 7 u. 8 Uhr. Hochamt 
zahlreichem Beſuche einzuladen. et 8 3 Herr een Landmeſſer. 
rn. . r Vesperandacht. 

Rudolf Dentler. Königliche Kapelle. Bruderschaften 8 ubr Früh⸗ 
—— meſſe, 10 Uhr Hochamt mit Predigt Herr 

Ich hatte bereits große Summen vergeb⸗ Pfarrer Dr. Redner. Nachmittag 2½ Uhr 
lich angewendet, um meine durch Onanie 


Vesper. 
zerſtörte Geſundheit wieder herzuſtellen, als 


St. Brigitta. Militairgotttesdienſt 1/8 Uhr 
ich das treffliche, in der Schulbuchhandlung bl. Meſſe mit deutſcher Predigt Herr Divifi- 
in Leipzig erſchienene Buch „Die Selbſtbe⸗ 


onspfarrer Fiedler. Hochamt mit Predigt 
wahrnug“ vou Dr. La Mert, deutſch von 10 Uhr Herr Pfarr-Adminiſtrator Haſſe. 
Dr. Retau, erhielt und durch dieſes in kurzer 


ale b. Früh Meſſe 7½ Ubr, Hochamt 
zeit und mit geringen Koften, den rechten 


½ Ubr., nach dem Hochamte deutſche Pre⸗ 

d ; 

eg zur vollſtändigen Wiederherſtellung mei. igt Hr. Vicar Schulz. Nachm. 3 Uhr Vesper. 
ner Geſundheit und Kraft fand. Darum ſei 


dieſes Buch der Beachtung dringend empfoh⸗ ] Angemeldete Fremde am 17. 

ben Es iſt in jeder Buch bonding für 1 Thlr. Hotel zum Kronprinzen. Die 8 uch 

zu bekommen. Rich. Matthes in Berlin. a. Königsberg, Weniger . e ever 
— esta mern a. Elbing, Gutabef. Schwenk a. Selen Eyd- 


Feſſino⸗Gefelſſchaft. Walters Holel. Die Herren: leld⸗ 


Gem. 16 Gutsbeſ. Prohl U. 


Zugdam, Landwirtb Probl aus 


Hohenſtein, Baumeiſter Beefler aus Mewe, 
im Schützen haaſe. 


St. Salvator. Vormittag Herr Superint. Blech. 
St. Annen. Mittwoch, den 23. Jan, he 
ſtunde Herr Pred. Blech. Anfang 5 Uhr. 


Aſſeenranz⸗Inſpector Böhme a. Berlin, Kanfl. 
Der Vorstand. 


Schmall a. Leipzig, Dreſchke a. Dresden, 
Galanterie⸗ und Ledetwaaren 


Orgelbauer Kallſchmidt a. Stettin. 
Hotel de Thorn. Die Herren: Prem.⸗Lieut, und 
Portemounais, Cigarrentaſchen, Fenerzeuge, Taſchen. 
bürſten, Zahnſtocher und Brillenfutterale, Beutel 


Rittergutsbeſitzer v. Grottowekt u. Familie 
und ſeidene Börſen, Brieftaſchen und Notizbücher, 


a, Königsberg, Gutsbef. Flocken 
Oſterwick, Kaufl. Schubert a. Een re 
Journal, Schreib- und Briefmappen mit und 
ohne Schloß, mit und ohne Stickerei, Stickereien 


a, Berlin, Berliner a. Lauenbur i 

Magdeburg, Rentier Sachſchowefg a ding. 
Hotel de Berlin. Die Herten: Kaufl. Bernhard, 

. Herrmann a. Berlin, Thiele aus 


— 2 — 
Berliner Börſe vom 16. Januar 1807 
Wechſel⸗Courſe vom 15. i 


vorräthig. Neceſſairs für Herren und Damen, | Amſterdam 250 fl. kurz 5 114917 
Toiletten und Käſtchen, Taſchenmeſſer Eigarren- al 2 Wong! 55 5 145 0 05 
pitzen, Uhrketten und Schnüre, Manſchettenknöpfe, [Hamburg 300 Mark kurz 4 1513 a 
Tuchnadeln, „ riſir- und Staubkämme, Damen- do. 2 Monat 4 1505, 63 
Einſteck⸗Kämme, hübſche Brofches und Bontons, ] London 1 Lſtrl. 3 Monat 4 6. 210 
wie die beliebten ſchwarzen Kreuze u. Anker, [ Paris 300 Fr. 2 Monat 3 8917 /8 bz 
Stahl fund Jett⸗Schmuck. Photographie⸗Album [ Wien 150 fl. 8 Tage 15 7618 5 
und Rahmen, Schreibalbums, Poeſie⸗ und Tage⸗ do do. 2 Monat 5 * si 
bücher u. ſ. w. en pfiehlt die Buchbinderei, Galan- | Augsburg 100 fl. 2 Monat 5 56 ER 


terie und Lederwaareu-Fabrik von 


ſrankfurt 100 fl.? 4 
J. L. Preuss, Portechaiſengaſſe 3. 115 | N. 2 Monat 3½056, 24 55 


eipzig 100 Thlr. 8 Tage 6 99¼ @ 


RE TER ET EEE TER do. 3 Monat f | 
inige Satz Hobel, Hobelbank, ‚Kehl- | y g 6 99% 6 

E Hobel, e Schraubböcke, e 0 E 1 67% Ri 

mehrere Leimzwingen, Rungs, Taue und | Bremen 100 Thlr. 8 Tage |dr/01108 ö 

Blot, ſowie 2 große Staugenbohre, I gr. ] Warſchau 90 N. 8 Tage. 6 561 1· — 

Klapptiſch und 1 9 eichene Waſchbalge f 

find Sandgrube Ro. 12 billig zu verkaufen. Preußiſche Fonds. 

— — — — — ne 

Sonntag, den 20. Jannar, predigen in Auleihe von 1859 5 105 50 


Freiw. Anleihe 


nachbenannten Kirchen: St.⸗A. von 54—55, 57 4¼99— 15 10 


—— —————— nn nn. Wi, 


St. Marien. 9 Uhr Herr Prediger Müller. do. von 590 4099 ¼ bz 
8 ut Herr Peedißt, Ant- anb. Hurdt, do. von 56 4½99½ vz 
2 Uhr. Herr Archidiae, Ur. Höpfner, Don- do. von 64 4¼99½¼ bz 
nerſtag, din 24. Januar, 9 Uhr, Wochenpre⸗ do. von 50 — 52 89½ b 
digt Herr Conſiſtorialrath und Superinten- do. von 53 4 89¼ b 
dent Reinicke. do. von 62 4 89 bz 
St. Trinitatis. Vormittag Herr Pred. Blech. | Staats⸗Schuldſcheine 319185 bz 
Anf, 9 Uhr, Nachmittag Herr Prediger Pr.⸗Aul. von 55 a 100 318 120% 
Dr. Scheffler. Sonnabend Mittags halb I Uhr [Kr und Nm. Sch. 3¼81¾ bz 
Beichte. Od.⸗Dchb.⸗Oblig. 472 4 
St. Petri und Pauli. Um 8 ¾ Uhr Herr Pred. | Kur⸗ u. Neum. Pfandbriefe 3½¼79 bz 
Stoſch, um 10 Uhr Herr Pred. Böck. de neue 4 88 bz 
Um 6 Uhr Abends Herr Pred. v. Schmidt. Oſipreußiſche Pfandbriefe |31/9 791/4 bz 
St. Barbara. Vormittag Herr Pred.⸗Amts“ „ds jr A 857% bz 
Cand. Hardt. Nachm. Herr Predigt» Amts Pommerſche " 31/9,787/8 bz 
Kand. Karmann. Beichte Morgens 83/4 Uhr. do. m 4 89¼ bz 
St. Bartholomäl. Vormittag 9 Uhr Herr Par Weſipreußiſche Pfandbriefe3 / 76/ bz 
ſtor Hevelte. Die Beichte 8 Uhr und * " 6857¼ bz 
e 1 1 Uhr. era en 4% er B 
l. Leichnam. Vorm. 9½ Uhr Herr Superinten! [„und d, 293½ G 
N dent Tornwaldt. Die Vece 807 Ubr und J Preußiſche Rentenbriefe [4 90 G 


Sonnabend Mittags 1 Uhr. 

Heil. Geiſtkirche. (Evangeliſch⸗lutheriſche Gemeinde]. 
Früh 9 Uhr und Nachmittag 2¼ Uhr Herr 
Paſtor Ebert. Freitag, den 25. Januar, 
Abends 7 Uhr derſelbe. Sonnabend, den 26. 
Januar, Nachm. 3 Uhr Beichte. 


Gold- und Papiergeld. 
Friedrichsd'orſ 1135/1 bz Dollars 1.11½U3z 
Gold⸗Kronen 9.75% ese ens 622½½ 12 
Louisd'or 1 [6) Baia Bakn. 81 / bz 
Napoleonsdor|d. 11½ 0 [Polniſche do. 


Redigirt unter Verantwortlichkeit des Verlegers. 


